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UNO Organisation der Vereinten Nationen

EFTA Européische Freihandelsassoziation

APK-SR Aussenpolitische Kommission des Standerates

RK-SR Kommission fur Rechtsfragen des Standerates

APK-NR Aussenpolitische Kommission des Nationalrates

EU Europaische Union

AIDS Acquired Immune Deficiency Syndrome

APF Delegation der Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie
HIV Humanes Immundefizienz-Virus

RTS Radio Télévision Suisse

OIF Organisation International de la Francophonie

ONU Organisation des Nations unies

AELE Association européenne de libre-échange

CPE-CE Commission de politique extérieure du Conseil des Etats
CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats
CPE-CN Commission de politique extérieure du Conseil national
UE Union européenne

SIDA Syndrome de I'immunodéficience acquise

APF Assemblée parlementaire de la Francophonie

VIH Virus de I'immunodéficience humaine
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OIF Organisation International de la Francophonie
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VOLKSINITIATIVE
DATUM: 13.03.2018
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Volksrechte

In der Frihjahrssession 2018 behandelte der Stdnderat die Volksinitiative «Schweizer
Recht statt fremde Richter (Selbstbestimmungsinitiative)>»>. Die Debatte wurde vom
Schweizer Fernsehen direkt Ubertragen. Robert Cramer (gp, GE), Sprecher der RK-SR,
erorterte zunachst die ablehnende Position der Kommission, die sich unter anderem
auch auf die Anhdérung verschiedener Rechtsprofessorinnen und Rechtsprofessoren
stitze, welche einhellig der Meinung seien, dass die Initiative mehr Probleme
verursache, als sie 16st. Die momentane Situation lasse den obersten Gerichten den
notigen Spielraum fur eine Abwagung zwischen Vélkerrecht und Landesrecht. Es sei in
den Augen der Experten nicht angebracht, die beiden Normen gegeneinander
auszuspielen, da internationales Recht, das in der Schweiz angewendet werde, genauso
legitim und demokratisch abgestutzt sei wie das Landesrecht selbst. Cramer erklérte,
dass die Kommission auch verschiedene Akteure aus der Wirtschaft angehdért habe,
wobei die Stellungnahmen auch hier einhellig gegen die Initiative ausgefallen seien. Die
Kommission sei auch deshalb mit 12 zu 1 Stimmen zum Schluss gekommen, dem Rat die
Ablehnung der Initiative zu empfehlen. Allerdings gebe es zwei Minderheitenantrage:
Zum einen lege Andrea Caroni (fdp, AR) - unterstitzt von vier Kommissionsmitgliedern
- einen Gegenvorschlag vor, zum anderen empfehle Thomas Minder (parteilos, SH) die
Initiative zur Annahme.

Andrea Caroni betonte in seinem Votum flr seinen Gegenvorschlag, dass die Schweizer
Rechtsordnung bei Konfliktfragen unterschiedlicher Normstufen sehr klar sei, mit
Ausnahme eben des Verhaltnisses zwischen Landes- und Volkerrecht. Dort herrsche
«Improvisation» oder «Durchwursteln» vor, wobei in der Regel die Bundesgerichte
«mit der Wurst betraut» seien. Dies sei aber «institutionell falsch» und es brauche
deshalb eine klare Regelung. Eine solche musse im Normalfall - hier wich der
Gegenvorschlag deutlich von der Initiative ab - dem Vélkerrecht den Vorrang geben, da
man hier im Sinne von «Pacta sunt servanda» gegebene Versprechen einzuhalten habe.
In begrindeten Ausnahmefallen solle allerdings die Moglichkeit bestehen, durch
ausdrucklichen und expliziten Beschluss durch den Verfassungs- oder Gesetzgeber vom
Vorrang des Volkerrechts abzuweichen. Caroni exemplifizierte seine Idee an der
Umsetzung der Masseneinwanderungsinitiative, die ja nicht explizit eine Anderung von
Vélkerrecht vorgesehen habe. Wére sein Vorschlag damals schon umgesetzt gewesen,
dann héatte in der Initiative entweder explizit erwdahnt werden mussen, dass ein
internationaler Vertrag - konkret das Personenfreizigigkeitsabkommen - geklndigt
werden solle, oder die Nichterwdhnung hatte bedeutet, dass die Initianten das
Vélkerrecht implizit akzeptierten und bei der Umsetzung darauf Rucksicht genommen
werden musse. Caroni flhrte weiter aus, dass er seinen Vorschlag nicht aus taktischen
Uberlegungen einreiche, weil er Angst vor einer Annahme der Initiative an der Urne
habe. Es gehe ihm vielmehr um das inhaltliche Anliegen, das er mit den Initianten teile:
Die konkrete Regelung des Verhéltnisses zwischen Landes- und Vélkerrecht. Allerdings
schlug er selber vor, auf den Gegenvorschlag zu verzichten - und diesen vorerst zu
schubladisieren -, wenn die Initianten ihr Begehren nicht zu dessen Gunsten
zuruckziehen wirden. Die Materie sei fur sich genommen schon komplex genug. Wenn
gleich zwei Vorlagen an die Urne kdmen, sei dies dem Verstandnis des Themas wohl
eher abtraglich.

Thomas Minder zahlte in der Verteidigung seines Minderheitenantrags zur Annahme der
Volksinitiative eine Reihe von aktuellen Vorstdssen auf, in denen das Parlament
BeschlUsse fasse, die im Widerspruch zu bestehendem internationalen Recht stiinden:
So verstosse etwa die Motion Grin (svp, VD), welche die Ausklammerung von Palmél
beim Freihandelsabkommen mit Malaysia verlange und soeben vom Nationalrat
angenommen worden sei, gegen EFTA-Recht. Ebenso stinde eine Annahme der Fair-
Food-Initiative im Widerspruch zu zahlreichen voélkerrechtlichen Vertragen. Es gebe
aber auch andere Beispiele, wo Vertragspartner der Schweiz Vertréage nicht ganzlich
einhielten. So habe etwa die EU bei Horizon 2020 oder Erasmus plus volkerrechtliche
Verpflichtungen verletzt. Niemand habe damals nach einer Kindigung der Bilateralen
Vertrége gerufen, sondern man habe die Krote geschluckt. Bei den Uber 5'000
vOlkerrechtlichen Vertréagen, welche die Schweiz abgeschlossen habe - in ihrem
Schlussvotum sprach Bundesratin Simonetta Sommaruga von rund 4'000 Vertragen -
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bestlinden zahlreiche potenzielle Normenkonflikte. Und hier setze die Initiative an,
indem sie klar festlege, dass bei Normenkonflikten die Verfassung vorzugehen habe.

In der Folge ausserten sich 17 Standeratinnen und -rate zur Vorlage, wobei sich die
Argumente mehr oder weniger wiederholten: Die Initiative sei konfus und
widerspruchlich; der SVP wurde vorgeworfen sich damit nicht gegen fremde Richter,
sondern gegen das eigene Bundesgericht zu wenden. Betont wurde zudem die
Gefahrdung schweizerischer Wirtschaftsinteressen. Die Verlasslichkeit der Schweiz
wirde bei einer Annahme des Begehrens auf dem Spiel stehen. Volkerrecht helfe
zudem insbesondere Kleinstaaten, die ohne rechtliche Absicherung dem Recht des
Starkeren ausgesetzt waren.

Die Standerate der SVP sprachen sich flur eine Annahme der Initiative aus, weil laut
Werner Hoésli (svp, GL) die «Macht des Volkes» geschitzt werden musse; geméss Peter
Fohn (svp, SZ) der zunehmenden Aushéhlung der Bundesverfassung durch
internationale  Bestimmungen Einhalt geboten werden mdisse; oder der
Politikverdrossenheit begegnet werden misse, die - so Alex Kuprecht (svp, SZ) - auch
deshalb wachse, weil «die Menschen das Geflihl haben [...], dass die da oben in Bern
sowieso machen, was sie wollen» - etwa bei der Umsetzung angenommener
Volksinitiativen. Gefordert sei deshalb ein «bisschen mehr 'Switzerland first'>.

Der Standerat war sich also mehrheitlich einig darin, dass die Initiative abzulehnen sei.
Weniger einig waren sich die Kantonsvertreterinnen und -vertreter hingegen darlber,
ob die Normenkonflikte, die sich langfristig wohl noch haufen werden, gesondert
geregelt werden mussten, oder ob die so genannte Schubert-Praxis gentige. Zur Frage
stand folglich, ob man es wie bis anhin dem Bundesgericht tUberlassen wolle, zu regeln,
wann Landesrecht ausnahmsweise Volkerrecht vorgehen solle. Nicht wenige Voten
pladierten fir den Gegenvorschlag Caroni. Letztlich setzte sich allerdings die
Uberzeugung durch, dass auch der Gegenvorschlag eine «fausse bonne idée» sei, wie
sich Didier Berberat (sp, NE) ausdriickte.

In ihrem Schlussvotum wollte Justizministerin Simonetta Sommaruga klarstellen, dass es
«grundfalsch» sei, das Volkerrecht mit Unterdrickung und Fremdbestimmung in
Verbindung zu bringen. Sie wies auf verschiedene Geschafte hin, mit denen die
Problematik der Beziehung internationaler Vertrdge und innerstaatlichen Rechts
angegangen werde - so etwa eine Erweiterung des obligatorischen
Staatsvertragsreferendums oder die Anpassung der Symmetrie bei der Kindigung von
Staatsvertragen. Die Bundesrétin hielt zudem Gericht Gber das Parlament: Man habe in
der Debatte einige Male gehort, dass der Volkswille nicht richtig umgesetzt werde, diese
Kritik richte sich aber eigentlich an die Volks- und Kantonsvertretung. Das Parlament
habe ja bereits die Modglichkeit, im Einzelfall zu entscheiden, dass Landesrecht
gegenlber internationalem Recht der Vorrang gegeben werden solle. Und wenn es dies
nicht tue, dann habe es sicherlich gute Grinde daflr. Der Bundesrat empfehle die
Initiative insbesondere deshalb zur Ablehnung, weil sie starre Regeln fordere und so die
zahlreichen, heute bestehenden Moglichkeiten fir pragmatische Einzelfallldsungen
beschneide. Das Begehren verspreche zwar Klarheit im Verhéltnis zwischen
Landesrecht und internationalem Recht, schaffe aber grundsatzlich das Gegenteil,
néamlich Rechtsunsicherheit. Dies wére freilich - so die Magistratin abschliessend -
auch beim diskutierten Gegenvorschlag der Fall.

Nach rund vierstindiger Debatte schritt die kleine Kammer zur Abstimmung. Das
Stimmverhaltnis von 27 zu 15 Stimmen far Nichteintreten auf den Gegenvorschlag
Caroni widerspiegelte den doch recht grossen Wunsch nach Klarung, wahrend die
Initiative mit 36 zu 6 Stimmen letztlich recht deutlich zur Ablehnung empfohlen wurde. '
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BERICHT
DATUM: 21.06.2019
MELIKE GOKCE

Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Sprachen

Auch 2019 gelangten die APK-NR und APK-SR mit ihrem Bericht zur Delegation bei der
Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie (APF) an ihre jeweiligen Rate und
auch in diesem Jahr nahmen sowohl die grosse als auch die kleine Kammer
stillschweigend Kenntnis vom Wirken der Schweizer Delegation im Jahr 2018.

Wahrend die APF als Gesamtorganisation auf die Wahrung der demokratischen
Grundsatze, der Rechtsstaatlichkeit und der guten Regierungsfihrung im frankophonen
Raum fokussiert, haben die jeweiligen Mitgliedsstaaten ihre individuellen (inter-
Jnationalen Themenschwerpunkte, mit denen sie dieser Vorgabe, im Rahmen
verschiedener, Uber das Jahr verteilter Veranstaltungen nachkommen kénnen - so auch
die Schweizer Delegation. Diese konnte sich unter anderem an der APF-Jahrestagung,
die 2018 vom 05.-10. Juli unter dem Motto «Les bonnes pratiques des Parlements a
I’ere du numérique» in Québec stattfand, einbringen. Zu den international gesetzten
Themenschwerpunkten der Schweiz zahlten, wie auch schon in den Jahren zuvor, die
Bekampfung des grenzlberschreitenden Frauen- und Kinderhandels, die Abschaffung
der Todesstrafe und der Schutz persénlicher Daten im frankophonen Raum. 2018
kamen erganzend Bestrebungen zur Vermeidung von Lebensmittelverschwendung und
-verlusten sowie die Sicherstellung der gemeinsamen Finanzierung des Fernsehsenders
TV5 Monde auf die Themenliste. Der Prasident der Delegation, Nationalrat Jean-Pierre
Grin (svp, VD), hatte in einem Bericht aufgezeigt, dass es sich bei der
Lebensmittelverschwendung um ein weltweites Problem handle, das im Rahmen der
Agenda 2030 auch als ein Nachhaltigkeitsziel aufgegriffen worden sei. Dabei bestehe
hinsichtlich der Konsum- und Produktionsmuster ein offensichtliches Nord-Sud-
Gefélle: Wahrend man sich in den Nordlandern um eine Reduktion der
Lebensmittelverschwendung bemuhen solle, stehe flr die Stdlénder die Verringerung
der Nachernteverluste im Vordergrund. Wahrend weltweit Uber 800 Mio. Menschen
Hunger litten, gingen zeitgleich rund ein Drittel der weltweit produzierten Lebensmittel
verloren - so auch in der Schweiz, wo 45 Prozent der Lebensmittelverluste in den
Haushalten entstiinden und trotz der damit einhergehenden finanziellen Einbussen von
jahrlich rund CHF 2'000 pro Haushalt nicht zu einem Verhaltensumschwung bewegten.
Dies sei sicherlich auch dadurch bedingt, dass es im Budgetaufwand wiederum einen
grossen Unterschied zwischen Nord- und Sudléandern gebe: Wahrend man in der
Schweiz lediglich 6 Prozent des Haushaltseinkommens fir Lebensmittel aufbringe,
seien es beispielsweise in Kamerun rund 50 Prozent. Entsprechend sollten die
unterschiedlichen Herausforderungen und Methoden der frankophonen Léander
miteinander verglichen werden, um zielfihrende Massnahmen ergreifen zu kénnen. Die
Frage der Finanzierung von TV5 Monde hatte sich im Rahmen der aufkommenden
Gerlchte, dass Frankreich seine Beitrdge an den Sender deutlich kirzen wolle,
aufgetan, was die anderen Geldgeberlander stark beunruhigte. Entsprechend habe die
Delegation auf Initiative von Stdnderat Levrat (sp, FR) eine Resolution préasentiert, mit
der die Bedeutung des Senders unterstrichen werden sollte. Der Fernsehsender sei fur
die Mitgliedslander insofern von grosser Bedeutung, als er Programme nationaler
Sender Ubertrage, darunter auch solche von RTS, und somit ein wichtiges Schaufenster
auch fur die Schweiz darstelle, da die Sendungen einem breiten Publikum weltweit
zuganglich gemacht wurden.

Nebst den internationalen Themen setzte sich die Delegation auch 2018 mit einem
internen Themenkatalog auseinander: Schaffung eines universeller Zugangs zu den
Einrichtungen zur Préavention und Behandlung von HIV/Aids, Positionierung der Schweiz
im Hinblick auf die globale digitale Gouvernanz und die Handhabung der politische
Situation in Burundi. Kommissionsvertreter Levrat legte in seiner Berichtserdffnung im
Sténderat u.a. auch grossen Wert auf die Erlauterung des letzten Punktes. Burundi ist
seit 2015 mit «Beobachtung» statuiert, nebst «Suspendierung» und «Verwarnung»
eines der drei Sanktionsinstrumente der APF bei Verletzungen von
Rechtsstaatlichkeitsprinzipien und Menschenrechten. Nach einem Besuch des friheren
APF-Prasidenten Jacques Chagnon Anfang 2018 in Burundi war die Aufhebung dieser
Sanktion ins Auge gefasst worden. Die Schweizer Delegation sprach sich aber gegen
diesen Entschluss aus, da sie nach Rulcksprachen mit alt-Bundesrat und derzeitigem
Sondergesandten der OIF flur die Region der Grossen Afrikanischen Seen, Pascal
Couchepin, zur Erkenntnis gekommen war, dass die politische Situation noch zu instabil
sei, um eine Statusanpassung vorzunehmen.

Der Bericht schliesst mit der Folgerung, dass die APF eine wichtige Kontaktstelle flr die
Bundesversammlung sei und viel zur Dialogférderung mit den afrikanischen
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BERICHT
DATUM: 17.09.2020
MELIKE GOKCE

Parlamenten beitrage, die innerhalb der Organisation immer mehr an Bedeutung
gewinnen wurden, und dass sich die Schweizer Delegation auch im Folgejahr um die
Sensibilisierung der anderen Teilnehmer fur die Schweizer Themenschwerpunkte
einsetzen werde. ?

In der Herbstsession 2020 nahmen beide Rate den Tatigkeitsbericht der Delegation bei
der Parlamentarischen Versammlung der Frankophonie (APF) fir 2019 zur Kenntnis.
Wie schon in den Jahren zuvor lag der Schwerpunkt der Delegationstatigkeit auf der
Wahrung der demokratischen Grundsatze, der Rechtsstaatlichkeit und der guten
Regierungsfiihrung im frankophonen Raum. Diese Anliegen vertrat die Delegation auch
2019 im Rahmen ihres offiziellen Mandats auf nationaler, regionaler und internationaler
Ebene. So brachte sie ihre Expertise beispielsweise an der 45. APF-Jahrestagung ein,
die im Berichtsjahr vom 4.-9. Juli unter dem Motto «Parlements et renforcement de la
démocratie» in Abidjan (CIV) stattfand, oder tauschte sich zwischen dem 13. und 16.
November im jurassischen Delsberg mit Vertretungen der Assemblée régionale Europe
(ARE) aus.

Auf internationaler Ebene setzte die Delegation ihre thematischen Schwerpunkte - wie
auch schon im Jahr zuvor - beim grenzuberschreitenden Frauen- und Kinderhandel,
bei den Lebensmittelverlusten und der Lebensmittelverschwendung, bei der
Abschaffung der Todesstrafe, beim Schutz persénlicher Daten sowie der gemeinsamen
Finanzierung des Fernsehsenders TV5 Monde an. 2019 kam ergénzend das Engagement
fur die Selbstbestimmung der Volker und flr die Volksrechte hinzu, was insbesondere
im Rahmen der Regionalversammlung in Delsberg zur Sprache gekommen war.
Delegationsintern wurden die Beziehungen zwischen China und Afrika sowie die
Pravention von gewalttatigem Extremismus und Radikalisierung thematisch fokussiert.
2019 standen fur die APF auch einige Anderungen an. Nach der Erdffnung der 51.
Legislatur fand im Dezember die konstituierende Sitzung der Delegation statt, die sich
fr die nachsten vier Jahre neu zusammensetzen wirde. Unter anderem tbernahm neu
Laurent Wehrli (fdp, VD) das Delegationspréasidium von Jean-Pierre Grin (svp, VD).
Erfreulicherweise konnte die Schweizer Delegation das Prasidium der Kommission far
Bildung, Kommunikation und Kultur (CECAC) halten, auch hier wurde das Amt mit
Legislaturwechsel von Stdnderat Didier Berberat (sp, NE) an Standerat Christian Levrat
(sp, FR) Ubergeben. Eine wesentliche Anderung hinsichtlich der internationalen
Mandate der Delegation zeigte sich in einer Ausweitung der Personalkompetenzen:
Beide Rate gewahrten noch im Dezember 2020 einen Kredit zur Entsendung eines
Parlamentsdienstmitarbeitenden fur das Generalsekretariat der APF.

Der Bericht schliesst mit dem neuerlichen Verweis auf die politische Bedeutung des
frankophonen Afrikas fur die Organisation. Dies aufgrund dreier Faktoren: Erstens
deuteten Trends auf einen besonders starken und voraussichtlich anhaltenden
Bevdlkerungswachstum auf dem Kontinent hin, zweitens durfte aufgrund der
Entwicklungen im Bildungsbereich der Anteil an Franzdsischsprechenden zunehmen
und drittens diene die OIF im Vorfeld von UNO-Verhandlungen oft als Dialogplattform,
was sowohl die Organisation selbst als auch den afrikanischen Kontinent auf das
internationale Parkett hieve. Im Weiteren werde die Delegation 2020 ihre Arbeiten zu
Lebensmittelverlusten und -verschwendung abschliessen und sich nach anderen
moglichen Handlungsbereichen erkunden. Schliesslich bereite sich die Delegation auf
das voraussichtlich am 3. und 4. September 2020 in Genf stattfindende jahrliche
Treffen des APF-Parlamentariernetzwerks flr die Bekédmpfung von HIV/Aids,
Tuberkulose und Malaria vor. *
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